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1. Neuregelungen im Reisekostenrecht ab 2014 
 

Mit den Neuregelungen bei den Reisekosten soll eine vereinfachte Ermittlung der abziehbaren Reise-
kosten ab 2014 erreicht werden. Von den Neuregelungen sind die Fahrtkosten, Verpflegungsmehr-
aufwendungen und Übernachtungskosten betroffen. Dieser Beitrag soll einen kurzen Überblick über 
die neuen Regelungen geben.  
 
Die erste Tätigkeitsstätte (neu): An die Stelle des bisherigen Begriffs der „regelmäßigen Arbeitsstät-
te“ tritt ab 2014 der neue Begriff der „ersten Tätigkeitsstätte“. Hierbei handelt es sich um eine ortsfes-
te Einrichtung, an der der Arbeitnehmer unbefristet, für die gesamte Dauer des Dienstverhältnisses 
oder länger als 48 Monate tätig werden soll. Ein Arbeitnehmer kann nur „eine“ erste Tätigkeitsstätte 
je Dienstverhältnis haben. Entscheidend ist grundsätzlich die Anordnung des Arbeitgebers gemäß 
dienstrechtlichen Weisungen.  
 
1. Prüfungsstufe – die Zuordnung des Arbeitgebers: Wenn mehrere Tätigkeitsstätten vorhanden 
sind, bestimmt der Arbeitgeber, welche davon als erste Tätigkeitsstätte gilt. 
2. Prüfungsstufe – die quantitative Abgrenzung: Ordnet der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer kei-
ner bestimmten Tätigkeitsstätte zu, wird eine erste Tätigkeitsstätte bestimmt, sofern 
 
• der Arbeitnehmer typischerweise arbeitstäglich oder 
• je Arbeitswoche 2 volle Arbeitstage oder 
• mindestens 1/3 seiner regelmäßigen Arbeitszeit 

 
an einer betrieblichen Einrichtung gemäß seinem Arbeitsvertrag tätig werden soll. Soll der Arbeit-
nehmer an mehreren Tätigkeitsstätten mindestens 1/3  der vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit tätig 
werden, wird die seiner Wohnung am nächsten liegende Tätigkeitsstätte als erste Tätigkeitsstätte be-
stimmt.  



 

 

 
Fahrtkosten: Der Arbeitnehmer kann bei beruflich veranlasster Auswärtstätigkeit die Fahrtkosten in 
Höhe der tatsächlich entstandenen Aufwendungen als Werbungskosten geltend machen. Anstelle der 
tatsächlichen Aufwendungen kann auch ein pauschaler Kilometersatz für jeden gefahrenen Kilometer 
als Werbungskosten angesetzt werden, sofern der Arbeitnehmer alle Aufwendungen für das Fahrzeug 
trägt. Dieser pauschale Kilometersatz beträgt für Pkws zzt. 0,30 € je Kilometer. Hier sei jedoch ange-
merkt, dass die tatsächlichen Kosten je Kilometer i. d. R. weit höher sind und sich somit eine indivi-
duelle Ermittlung lohnen kann. 
 
Beispiel 1: Arbeitnehmer A mit Wohnsitz in Düsseldorf ist unbefristet dem Sitz der Geschäftsleitung 
seines Arbeitgebers in Köln zugeordnet. Er hat dort seine erste Tätigkeitsstätte. Im Monat Juni 2014 
wird er an 25 Arbeitstagen nur bei einem Kunden in Bonn tätig. Die Fahrten dorthin legt er mit sei-
nem eigenen Pkw zurück. Die einfache Entfernung von seiner Wohnung in Düsseldorf zum Kunden in 
Bonn beträgt 72 km. 
Konsequenz: Die Fahrten von seiner Wohnung in Düsseldorf zu seiner ersten Tätigkeitsstätte in Köln 
werden in Höhe der Entfernungspauschale als Werbungskosten berücksichtigt. Für seine beruflich 
veranlasste Auswärtstätigkeit in Bonn kann A die Werbungskosten nach Reisekostengrundsätzen gel-
tend machen. So kann er z. B. folgende Fahrtkosten als Werbungskosten ansetzen: 25 Arbeitstage 
× 144 gefahrene Kilometer × 0,30 € = 1.080 €. 
 
Verpflegungsmehraufwendungen: Die bisherige dreistufige Staffelung bei den Verpflegungsmehr-
aufwendungen wird auf zwei Stufen reduziert. Für Inlandsreisen können ab 2014 folgende Pauschbe-
träge steuerlich berücksichtigt werden: 
 
• 12 € je Kalendertag, sofern der Arbeitnehmer mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und ggf. 

der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist,   
• 24 € je Kalendertag bei einer Abwesenheit von mehr als 24 Stunden, 
• jeweils 12 € für den An- und Abreisetag bei auswärtiger Übernachtung ohne Prüfung einer Min-

destabwesenheitszeit.  
 
Für die Qualifizierung als An- oder Abreisetag ist es ausreichend, wenn der Arbeitnehmer an diesem, 
einem anschließenden oder vorhergehenden Tag außerhalb der Wohnung übernachtet. 
 
Die Verpflegungspauschale von 12 € gilt auch dann, wenn der Arbeitnehmer seine eintägige berufli-
che Tätigkeit „über Nacht ausübt” (ohne Übernachtung) und er dadurch ebenfalls insgesamt mehr als 
8 Stunden von der Wohnung und ggf. der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist.  
 
Beispiel 2: Arbeitnehmer B hat eine Besprechung mit einem Kunden am Mittwoch um 9 Uhr. Auf-
grund der Entfernung muss er bereits am Dienstag anreisen. Er verlässt gegen 20 Uhr seine Wohnung 
und übernachtet am Ort der Besprechung. Nach der Besprechung reist er wieder ab. Seine Wohnung 
erreicht er am Donnerstag um 2.00 Uhr. 
Rechtslage bis 31.12.2013: B kann lediglich für den Besprechungstag einen Pauschbetrag von 24 € 
geltend machen, da die Abwesenheitsdauer an den übrigen zwei Tagen unter 8 Stunden betragen hat.      
Rechtslage ab 2014: B kann für den An- und Abreisetag jeweils einen Pauschbetrag von 12 € und für 
den Besprechungstag einen Pauschbetrag von 24 € als Werbungskosten geltend machen, insgesamt 
also 48 €.  
 
Verpflegungsmehraufwendungen bei Auslandstätigkeit: Auch für Tätigkeiten im Ausland gelten 
ab 2014 nur noch zwei statt bisher drei Pauschalen, wobei die gleichen Voraussetzungen wie bei den 
inländischen Pauschalen erfüllt sein müssen. Die Auslandspauschalen waren bei Ausarbeitung dieses 
Schreibens noch nicht bekannt. Diese werden aber sicherlich noch vor Jahresende 2013 veröffentlicht. 
 
Änderungen bei der Dreimonatsfrist: Die Berücksichtigung der Pauschalen für die Verpflegungs-
mehraufwendungen bleibt wie bisher grundsätzlich auf die ersten 3 Monate einer beruflichen Tätig-
keit an ein und derselben Tätigkeitsstätte beschränkt. Neu ist ab 2014, dass eine zeitliche Unterbre-



 

 

chung von 4 Wochen unabhängig vom Anlass der Unterbrechung, wie z. B. Krankheit, Urlaub oder 
Tätigkeit an einer anderen Tätigkeitsstätte, zu einem Neubeginn der Dreimonatsfrist führt. 
 
Doppelte Haushaltsführung: Das Vorliegen eines „eigenen Hausstands“ außerhalb des Ortes der 
ersten Tätigkeitsstätte erfordert künftig neben dem Innehaben einer Wohnung aus eigenem Recht oder 
als Mieter auch eine angemessene finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung. Außer-
dem muss am Ort der ersten Tätigkeitsstätte die Nutzung einer Zweitunterkunft aus beruflichen Grün-
den erforderlich sein. Eine Zweitwohnung an einem anderen Ort kann anerkannt werden, wenn der 
Weg von dort aus zur ersten Tätigkeitsstätte weniger als die Hälfte der Entfernung von der Haupt-
wohnung zur neuen Tätigkeitsstätte beträgt. 
 
Ab 2014 können als Unterkunftskosten im Inland die dem Arbeitnehmer tatsächlich entstehenden 
Aufwendungen für die Nutzung einer Wohnung oder Unterkunft angesetzt werden – höchstens jedoch 
1.000 € pro Monat. Soweit der monatliche Höchstbetrag nicht ausgeschöpft wird, ist eine Übertragung 
des nicht ausgeschöpften Volumens in andere Monate im selben Kalenderjahr möglich. Die bisherige 
Grenze von 60 m2 für eine Wohnung entfällt. Für das Ausland bleibt die Rechtslage unverändert. 
 
Anmerkung: Ggf. müssen die Reisekostenrichtlinien in Ihrem Betrieb angepasst werden. Reisekosten 
stellen in manchen Unternehmen einen großen finanziellen Belastungsfaktor dar. Lassen Sie sich im 
Einzelfall von uns beraten! 
 
 
2. Altersgrenze bei Berechnung von Pensionsrückstellungen 
 
Für die Berechnung der Höhe einer Pensionsrückstellung aufgrund der erteilten Pensionszusage ist 
grundsätzlich der vertraglich vorgesehene Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles, d. h. das 
vertraglich festgelegte Pensionseintrittsalter (hier: 65 Jahre bzw. 60 Jahre), zu berücksichtigen.  
 
Das Hessische Finanzgericht hat dazu entschieden, dass die Annahme eines Pensionseintrittsalters 
von 67 Jahren aufgrund der Einkommensteuerrichtlinien 2008 der Finanzverwaltung nicht in Betracht 
kommt. Die Aufhebung der Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung führt zu keiner ande-
ren Beurteilung, da diese Aufhebung nicht für privatrechtlich vereinbarte Pensionszusagen gilt und 
daher keine Auswirkung auf bestehende Pensionszusagen hat. Gegen das Urteil wurde Revision ein-
gelegt beim Bundesfinanzhof eingelegt (Az. I R 50/13). 
 
 
3. Steuerliche Behandlung einer Grundstücksschenkung an ein Kind bei 

anschließender Weiterschenkung an das Schwiegerkind 
 
Zum Jahresende wird häufig über familiäre Dispositionen auch finanzieller Art und insbesondere auch 
über das Verschenken von Immobilienvermögen nachgedacht. Hohe Freibeträge bei Familienangehö-
rigen sind dabei vielfach der Grund, eine Durchgangsperson zwischen Schenker und Beschenktem 
einzusetzen (sog. Kettenschenkung).  
 
Dabei gilt es einige Regeln zu beachten, damit die Freibeträge auch rechtlich richtig ausgeschöpft 
werden können. So hat z. B. der Bundesfinanzhof in seinem Urteil vom 1.7.2013 entschieden, dass bei 
einer Zuwendung, die jemand entsprechend einer bestehenden Verpflichtung in vollem Umfang an 
einen Dritten weitergibt, schenkungsteuerrechtlich nur eine Zuwendung aus dem Vermögen des Zu-
wendenden an den Dritten vorliegt. Wendet der Bedachte hingegen den ihm zugewendeten Gegen-
stand ohne eine solche rechtliche Verpflichtung freigebig einem Dritten zu, liegen eine Schen-
kung des Zuwendenden an den Bedachten und eine Schenkung des Bedachten an den Dritten 
vor. Entsprechend können jeweils die Freibeträge in Anspruch genommen werden. 
 
Ob ein Bedachter über einen zugewendeten Gegenstand frei verfügen kann oder diesen einem Dritten 
zuwenden muss, ist unter Berücksichtigung der abgeschlossenen Verträge, ihrer inhaltlichen Abstim-



 

 

mung untereinander sowie der mit der Vertragsgestaltung erkennbar angestrebten Ziele der Vertrags-
parteien zu entscheiden. Die Verpflichtung zur Weitergabe kann sich aus einer ausdrücklichen Ver-
einbarung im Schenkungsvertrag oder aus den Umständen ergeben. Für die Annahme einer 
Weitergabeverpflichtung des Bedachten reicht es jedoch nicht aus, dass der Zuwendende weiß oder 
damit einverstanden ist, dass der Bedachte den zugewendeten Gegenstand unmittelbar im Anschluss 
an die Schenkung an einen Dritten weiterschenkt. 
 
Konsequenz: Überträgt ein Elternteil ein Grundstück schenkenderweise auf ein Kind und schenkt das 
bedachte Kind unmittelbar im Anschluss an die ausgeführte Schenkung einen Miteigentumsanteil an 
dem Grundstück an seinen Ehegatten weiter, ohne dem Elternteil gegenüber zur Weiterschenkung 

verpflichtet zu sein, liegt schenkungsteuerrechtlich keine Zuwendung des Elternteils an das 
Schwiegerkind vor. 
 
Anmerkung: Grundsätzlich sollte vor jeder Schenkung in größerem Umfang von uns steuerlicher Rat 
eingeholt werden, um den vorhandenen steuerlichen Feinheiten Rechnung zu tragen und ggf. Schen-
kungsteuer zu vermeiden. 
 
 
4. Eingeschränkte Reichweite einer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

für Mitglieder berufsständischer Einrichtungen  
 
Rentenversicherungspflichtige Mitglieder berufsständischer Versorgungseinrichtungen wie z. B. Ärz-
te, Apotheker, Juristen können sich auf Antrag von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. 
Das Bundessozialgericht (BSG) hat in zwei Fällen entschieden, dass eine Befreiung stets nur für 
diese konkrete Beschäftigung bei einem bestimmten Arbeitgeber bzw. für diese jeweils ausgeüb-
te selbstständige Tätigkeit gilt. Die Befreiung endet, sobald die Beschäftigung bzw. selbstständige 
Tätigkeit aufgegeben wird. 
 
Auswirkungen der BSG-Urteile in der Praxis: Bislang waren die Rentenversicherungsträger in 
ihrer Verwaltungspraxis davon ausgegangen, dass eine ausgesprochene Befreiung bei einer „berufs-
gruppenspezifischen” Berufstätigkeit in den klassischen Berufsfeldern (Ärzte in Krankenhäusern, 
Rechtsanwälte in Rechtsanwaltskanzleien, Steuerberater in Steuerberatungsgesellschaften, Wirt-
schaftsprüfer in Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Apotheker in Apotheken u. a.) auch bei einem 
Arbeitgeberwechsel ihre Gültigkeit behält, sofern auch die übrigen Voraussetzungen durchgehend 
vorliegen.  
 
Neu aufgenommene Beschäftigungen: Für nach dem 31.10.2012 aufgenommene Beschäftigungen 
sind stets bei jedem Arbeitgeberwechsel oder einer wesentlichen Änderung des Tätigkeitsfeldes beim 
selben Arbeitgeber ein neues Befreiungsverfahren und damit ein erneuter Befreiungsantrag des Versi-
cherten erforderlich. Dies gilt auch für Personen, die in sogenannten klassischen Berufsfeldern bei 
typisch berufsspezifischen Arbeitgebern beschäftigt sind. 
 
Für in der Vergangenheit ausgesprochene Befreiungen: Sofern Versicherte aufgrund einer wesent-
lichen Änderung ihres Tätigkeitsfeldes oder eines Arbeitgeberwechsels nicht mehr über eine aktuelle 
(beschäftigungsbezogene) Befreiung verfügen, empfiehlt es sich grundsätzlich, einen neuen Be-
freiungsantrag bei der Deutschen Rentenversicherung zu stellen. Ausgenommen hiervon sind wegen 
des aufgrund der bisherigen Verwaltungspraxis bestehenden Vertrauensschutzes Personen, die in den 
vorstehend umschriebenen „klassischen Berufsfeldern bei typisch berufsspezifischen Arbeitgebern” 
beschäftigt sind. Diese Beschäftigten müssen ein neues Befreiungsverfahren erst beim nächsten Ar-
beitgeberwechsel bzw. bei einer wesentlichen Änderung der Tätigkeit einleiten. 
 

 
 
 
 



 

 

  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 11.11.2013 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.11.2013 

Sozialversicherungsbeiträge 27.11.2013 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2013 = - 0,38 % 
 1.1.. – 30.6.2013 = - 0,13 % 
 1.1. – 31.12.2012 = 0,12 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2013: September = 106,1; August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6;  
Mai = 105,5; April = 105,1;März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5 
2012: Dezember = 105,0; November = 104,7; Oktober = 104,6; 
September = 104,6; August = 104,5; Juli = 104,1 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


